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Humanisten sind wachsam!

Rotgrünwokes Juristennetzwerk
fordert AfD-Verbot

Die Hintergründe eines extremistischen juristischen Vereins

RA Dirk Schmitz

Mehr als 1.000 Juristen fordern ein AfD-Verbot. 
In einem offenen Brief tönt der stramm links-
rotgrüne  Funktionärs-  und  Juristenverband 
RAV,  die  Politik  müsse  ein  Verbotsverfahren 
gegen die größte demokratische deutsche Par-
tei  einleiten.  Es  drohe ein  „ernsthafter  Scha-

den“ für die Demokratie. Prominent verbreitet bei ARD und ZDF.

Das Anliegen liegt intellektuell auf der gleichen Schwachsinnslinie wie das kürzlich veröf-
fentlichte  Soros-fi  nan  zier  te  1.500-Sei  ten-AfD-Ver  bots-Gut  ach  ten   mit  der  „systemati-
schen Auswertung von über drei Millionen Datenpunkten aus Parteiprogrammen, Reden 
und Social-Media-Beiträgen“. Das Papier war schnell als unseriöser Mist in der Versen-
kung verschwunden.

Worum geht es diesmal? Mehr als 1.000 Juristen unterstützten angeblich einen Aufruf für 
ein AfD-Verbot, darunter Anwälte, Richter und Staatsanwälte. Dies teilte der RAV (Republi-
kanische Anwältinnen- und Anwälteverein) mit, der schon Mitte Juli  einen offenen Brief 
an die Bundesregierung und den Bundestag gerichtet hatte.

Die Linksunterstützer sähen es als „Pflicht, uns für die Menschenwürde aller Menschen 
einzusetzen“, erklärte der Verein. „Dazu gehört, dass wir eine Partei wie die AfD, die zen-
tralen Grundwerten unserer Verfassung widerspricht, entschieden bekämpfen.“
Der RAV ist eine 1979 gegründete bundesweite Vereinigung von „Rechtsanwältenden“ so-
wie  weiteren „Juristen“.  Oder  konkreter:  eine juristische Kampforganisation.  Nach dem 
Lobbyregister des Deutschen Bundestages hatte der RAV zum 28. Februar 2026 insge-
samt 1.230 Mitglieder – es haben also weniger unterschrieben, als sie Mitglieder haben. 
Der RAV ist deutlich kleiner als der Deutsche Anwaltverein (DAV) mit 65.000 Mitgliedern – 
oder die 27 regionalen Rechtsanwaltskammern. Hier hat allein München 20.000 Mitglieder. 
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Insgesamt gibt es in Deutschland etwa 173.000 Anwälte und 440.000 erwerbstätige Juris-
ten.

Der RAV bezeichnet sich als „Teil der Bürgerrechtsbewegung“ und „Partner der neuen so-
zialen Bewegungen“. Man sei „konsequent antimilitaristisch in internationalen Konflikten“. 
Zu seinen Agitationsschwerpunkten zählt die faktische Abschaffung eines restriktiven Mi-
grations- und Asylrechts, Antidiskriminierungsrecht, Kritik an staatlichen Sicherheitsgeset-
zen und der Schutz extremistischer Ausländer. Klar: Man ist auch pro Gender und Kämp-
fer für LGBT.

Wie sieht das im Detail aus? Der „Schutz des Asylrechts“ bedeutet für den RAV: Ableh-
nung pauschaler Asylverweigerungen, Verbot von Zurückweisungen an Grenzen oder Aus-
lagerungen von Verfahren. Umfassender Zugang zum Arbeitsmarkt für alle nichtdeutschen 
Inländer sowie die generelle Gleichbehandlung aller hier lebenden Menschen. Abschaf-
fung der Residenzpflicht und Beendigung von „Hektik-Abschiebepolitiken“ und Lagersyste-
men. Absage an Deals mit „menschenrechtswidrigen Regimen“ zum Zweck von Rückfüh-
rungen.

Der RAV – RAV und nicht RAF – versteht sich als „radikaldemokratisch“. Ziel sei es, „mehr 
Demokratie“ – also ein AfD-Verbot – zu verwirklichen. In der politisch-juristischen Öffent-
lichkeit ist der RAV stramm links.

Zu den Initiatoren und Gründungsmitgliedern gehörten unter anderem Otto Schily, Gerhard 
Schröder,  Wolfgang Wieland und Ulrich K. Preuß, praktisch keine öffentlich bekannten 
Funktionsträger aus CDU/CSU oder FDP. Olaf Scholz hat sich ausdrücklich als RAV-Mit-
glied bezeichnet. Der RAV selbst übernahm damals die Meldung „Olaf Scholz ist Mitglied“. 
Gerhard Schröder war Unterzeichner des Gründungsaufrufs von 1979. Damals als Bun-
desvorsitzender  der  Jungsozialisten.  Auch  der  SPD-Bundestagsabgeordnete  Rudolf 
Schöfberger war Unterzeichner des Gründungsaufrufs. Der erste Vorsitzende und die zen-
trale Gründerfigur des RAV war Werner Holtfort – er war seit 1970 SPD-Mitglied und Funk-
tionär der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Juristen. Er starb 1992.

Auch Otto Schily war Unterzeichner des Gründungsaufrufs. Politisch ein Sonderfall: Mit-
gründer der Grünen und später  Wechsel  zur  SPD. Auch das langjährige SPD-Mitglied 
Hans-Peter Schneider war Unterzeichner des Gründungsaufruf.  Ebenso Wolfgang Wie-
land, der spätere Vorsitzender des RAV: Er war viele Jahre lang Bundestagsabgeordneter 
und innenpolitischer Sprecher der Grünen. Seine Verbindung ist besonders klar dokumen-
tiert. Unterzeichner des Gründungsaufrufs war auch Rupert von Plottnitz, der spätere hes-
sische Justizminister und Landtagsabgeordneter der Grünen.

Der deutlichste Fall war der Terror-Unterstützer Klaus Croissant. Er gehörte nach einer 
RAV-eigenen Darstellung zu den Anwälten, aus deren Umfeld sich der RAV 1979 gründe-
te, war Gründungsmitglied. Croissant war Verteidiger von RAF-Terroristen und wurde 1979 
rechtskräftig wegen Unterstützung der RAF als terroristischer beziehungsweise krimineller 
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Vereinigung zu zweieinhalb Jahren Freiheitsstrafe und einem vierjährigen Berufsverbot 
verurteilt. Der BGH verwarf seine Revision. Außerdem arbeitete Croissant als inoffizieller 
Mitarbeiter für das Ministerium für Staatssicherheit der DDR. Das Bundesarchiv nennt ihn 
ausdrücklich als einen der im Westen eingesetzten IM der MfS-Hauptabteilung XXII „Ter-
rorabwehr“.

Der Grüne Hans-Christian Ströbele war zeitweise RAV-Vorstandsmitglied und Vorsitzen-
der. Er wurde ebenfalls wegen Unterstützung der RAF verurteilt (zehn Monate auf Bewäh-
rung), wobei es insbesondere um die Weitergabe und Organisation des Kommunikations-
systems inhaftierter RAF-Mitglieder ging. Ulrich K. Preuß sprach sich kürzlich für die Ver-
hinderung des AfD-Parteitages in Erfurt – auch mit Gewalt – aus. Er fordert eine „vorbeu-
gende Abwehr gegen einen legalen Machterwerb“ der Partei und erklärt Straßensperren 
zum hinnehmbaren Preis.

Und das ist dann exakt jener Ulrich K. Preuß, der 1969 gemeinsam mit dem späteren 
Gründungsmitglied der RAF, dem Terroristen und Anwalt Horst Mahler das Sozialistische 
Anwaltskollektiv in Berlin gründete. Der RAV ist bis hin zum Gründungspersonal nichts an-
deres als die Nachfolgeorganisation des Sozialistischen Anwaltskollektivs. Und Horst Mah-
ler war nur deshalb bei der RAV-Gründung nicht dabei, weil er bereits inhaftiert war.

RAV-Gründungsmitglied Gerhard Schröder war Mahlers Anwalt bei der erfolgreichen Wie-
derzulassung als Anwalt. Und Mahler war später nur deshalb kein RAV-Mitglied, weil der 
ehemalige RAF-Terrorist zum Rechtsextremismus und Antisemitismus konvertiert war. Das 
passte dann zumindest offiziell inhaltlich und politisch nicht zum RAV.

Der RAV hat trotz seiner kleinen Mitgliederzahl einen überdurchschnittlichen rechtspoliti-
schen Einfluss im rotgrünwoken Milieu. Auch Rechtsreferendare können Mitglied werden. 
Demnach  ist  nicht  einmal  klar,  wie  viele  der  über  1000  Unterzeichner  Anwälte  sind.
Es handelt sich beim RAV nicht um einen klassischen Berufsverband, sondern um ein ex-
tremistisches juristisches Netzwerk.

Jüngster Scherz: Der Verband kämpft für mehr Flüchtlinge in Europa durch „konsequente 
Rechtsanwendung“ in Ceuta.

[Kleinere redaktionelle Korrekturen. Red.]

Zuerst  erschienen auf  ALEXANDER WALLASCH  ,  mit  freundlicher  Genehmigung von  Dirk 
Schmitz übernommen.
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